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„Die Pensionskassenkatastrophe in Österreich“
  Es brennt der Hut!


Spätestens 2008 und nun die ersten beiden Monate beweisen es: Das österreichi-sche Pensionskassenwesen ist gescheitert, die bisherigen Pensionskürzungen haben mit bis zu 45 % jedes vertretbare Maß überschritten.
Wie lange dauert es noch bis zur „Nullpension“? 

Als lauten Hilferuf hat daher am 29. Jänner d.J. pekabe im Rahmen einer eindrucksvollen Demonstration vor dem Bundeskanzleramt unterstützt von 1000 Pensionskassenpensionisten aus ganz Österreich 6000 Unterstützungs-erkärungen von Pensionskassenberechtigten für ein Reformprogramm im Pensionskassenwesen an den Bundeskanzler und den Finanzminister übergeben.
Als erste Sofortmaßnahme wurde daraufhin noch taggleich vom Finanzminister eine Reformkommission eingesetzt, die bereits vor 14 Tagen ihre Tätigkeit begann, allerdings ohne Einbeziehung der Betroffenen. Umso dankbarer sind wir, dass sich der österreichische Seniorenrat unsere Sache zur seinen gemacht hat, eigene wertvolle Vorschläge erarbeitet hat und in der Kommission kompetent vertreten ist.
Ohne fundamentale Reform geht es nicht mehr weiter. Und daher unser Ersuchen an die Adresse der Reformkommission: Bitte keine Kosmetik! Sondern rasch wirksame Sofortmaßnahmen
 
Der Pensionskassenpensionist ist steuerlich benachteiligt und vom Staat in seinen Eigentumsrechten entmündigt. 
Wer sind die Schuldigen? 
An erster Stelle der Staat. Er
► hat 2. Säule gewollt und geschaffen
► verantwortet die unrealistischen Ertragsannahmen und das unzulängliche   
     PKG
► hat die Mindestertragsgarantie 2003 nachträglich beseitigt
► hat den Eigentümern ihr Verfügungsrecht über das Kapital entzogen
► hat in der Aufsicht versagt
Wir fordern die Verantwortung des Staates ein 
An zweiter Stelle die Pensionskassen. 

Diese sind seit Jahren bemüht, die wahre Dimension des Desasters permanent durch unvollständige Zahlen zu verschleiern. So auch jetzt in der Arbeit in der Reformkommission.

Das letzte Jahrzehnt hat es bewiesen. Die Pensionskassen können die hohen Rechnungszinsen, ihre Ertragsversprechen, nicht erwirtschaften. Es ist empörend, dass weiterhin mit einer „durchschnittlichen Performance von über 
5,7 % seit 1990“ geworben wird, da doch diese Ziffer nur für 3 % des aktuellen Deckungskapitals in den Pensionskassen gilt. Richtig gewichtet haben die Kassen seit ihren Bestehen nur rund 3 % jahresdurchschnittlich erzielt, und das sind mehr als 4 % p. a. weniger als erforderlich.

Der Fachverband spricht von „mehreren tausend“ durch zu hohe Ertragsannahmen Geschädigten, falsch, es sind zwischen 200.000 und 300.000. Und damit ist das ein Problem 100.000er Familien!

Die Katastrophe lässt sich auch nicht durch Verlagerung des restlichen Pensionskapitals in eine „Sicherheitspension“ verhindern, die mit Erträgen von durchschnittlich 2,75 % p.a. kalkuliert ist.
Ohne entsprechende Begleitmaßnahmen, also Kapitalnachschüsse oder echte Steuererleichterungen, ist dieser Vorschlag eine Zumutung. Die Pensionen würden um weitere rund 30 % gekürzt werden
Die Kaufkraft dieser „Sicherheitspension“ würde in 20 Jahren nur noch ein Viertel der ursprünglich zugesagten Pension betragen. 
Aber nicht einmal die in der „Sicherheitspension“ erwarteten 2,75 % Ertrag scheinen realistisch.  Denn die Ergebnisse in der Vermögensverwaltung durch die PK sind erschreckende 1,4 % im Jahresdurchschnitt 2000 bis 2008. Allein 2008 versenkten sie rund 1,75 Mrd. € - von österreichischen Unternehmen und Privaten gespartes Kapital - an jeder Steuerleistung vorbei, also unbesteuert, weitestgehend im Ausland.
Vertrauen in die Pensionskassenmanager ist verloren gegangen. Die endgültige Abrechnung für das abgelaufene Jahr wird zu rückwirkenden Pensionskürzungen ab Jänner 2009 im Ausmaß von bis zu einem Viertel gegenüber den Pensionen 2008 führen. Das entspricht umgerechnet auf 14 Monatsbezüge einer Kürzung um bis zu
3 1/2 Monatspensionen. 
Es geht ja auch anders: Die österreichischen Versicherer haben das mit Erträgen von 4 % aufwärts in den schwierigen Jahren seit 2000 bewiesen.

Die Reformkommission muss echte Hílfe bereitstellen:
Soforthilfe des Staates vor Bilanzerstellung der Pensionskassen zum Ausgleich der extremen Verluste 2008/2009, um die unzumutbaren Pensionskürzungen 2009 zu verhindern. Ganz im Sinne des Vorschlags des Seniorenrats. 
Wenn Sparguthaben bei Banken unbeschränkt garantiert werden, kann eine solche Garantie Kapitalguthaben zur Altersversorgung nicht verweigert werden! 

Die bisherigen Kapital- und Pensionsverluste sind unaufholbar.  Die Betroffenen werden bis an ihr Lebensende mit immer weiter sinkenden Pensionszahlungen zu leben haben. Es muss also etwas unternommen werden.
Wir halten fest:
Eine Herabsetzung der unrealistischen Rechnungszinsen zur nachhaltigen Sanierung der 2. Säule ist unabdingbar. Klar ist aber auch, dass die dadurch entstehenden Pensionsverluste nur von Dritten ausgeglichen werden können:
Eine Pension muss planbar sein, sie kann nicht von Spekulationsergebnissen an den Börsen abhängen. 

Ohne grundlegende Systemänderung aber kann Pekabe für die von ihm vertretenen Pensionskassenberechtigten nur verlangen: 
Gebt uns unser Geld, das wenige, das noch nicht verspielt wurde, zurück.

Und da der Staat als Gesetzgeber und in seiner Aufsichtsfunktion versagt hat, verlangen wir die hundertprozentige und steuerfreie Auszahlung des Restkapitals.
